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§ 6 

Ausfuhrlieferung 

(1)  Eine Ausfuhrlieferung (§ 4 Nr. 1 Buchstabe a) l iegt vor, wenn 
bei einer Lieferung 

1. der Unternehmer den Gegenstand der Lieferung in das Dritt-
landsgebiet, ausgenommen Gebiete nach § 1 Abs. 3, b efördert 
oder versendet hat oder 

2. der Abnehmer den Gegenstand der Lieferung in das  Drittlands-
gebiet, ausgenommen Gebiete nach § 1 Abs. 3, beförd ert oder 
versendet hat und ein ausländischer Abnehmer ist od er 

3. der Unternehmer oder der Abnehmer den Gegenstand  der Liefe-
rung in die in § 1 Abs. 3 bezeichneten Gebiete befö rdert oder 
versendet hat und der Abnehmer 

a) ein Unternehmer ist, der den Gegenstand für sein  Unter-
nehmen erworben hat, oder 

b) ein ausländischer Abnehmer, aber kein Unternehme r, ist 
und der Gegenstand in das übrige Drittlandsgebiet g elangt. 

Der Gegenstand der Lieferung kann durch Beauftragte  vor der Aus-
fuhr bearbeitet oder verarbeitet worden sein. 

(2)  1Ausländischer Abnehmer im Sinne des Absatzes 1 Satz  1 
Nr. 2 und 3 ist 

1. ein Abnehmer, der seinen Wohnort oder Sitz im Au sland, aus-
genommen die in § 1 Abs. 3 bezeichneten Gebiete, ha t, oder 

2. eine Zweigniederlassung eines im Inland oder in den in § 1 
Abs. 3 bezeichneten Gebieten ansässigen Unternehmer s, die ih-
ren Sitz im Ausland, ausgenommen die bezeichneten G ebiete, 
hat, wenn sie das Umsatzgeschäft im eigenen Namen a bge-
schlossen hat. 

2Eine Zweigniederlassung im Inland oder in den in § 1 Abs. 3 be-
zeichneten Gebieten ist kein ausländischer Abnehmer . 

(3)  Ist in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 der Ge-
genstand der Lieferung zur Ausrüstung oder Versorgu ng eines 
Beförderungsmittels bestimmt, so liegt eine Ausfuhr lieferung nur 
vor, wenn 

1. der Abnehmer ein ausländischer Unternehmer ist u nd 

2. das Beförderungsmittel den Zwecken des Unternehm ens des 
Abnehmers dient. 
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(3a)  Wird in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2  und 3 der Ge-
genstand der Lieferung nicht für unternehmerische Z wecke erwor-
ben und durch den Abnehmer im persönlichen Reisegep äck ausge-
führt, liegt eine Ausfuhrlieferung nur vor, wenn 

1. der Abnehmer seinen Wohnort oder Sitz im Drittla ndsgebiet, 
ausgenommen Gebiete nach § 1 Abs. 3, hat und 

2. der Gegenstand der Lieferung vor Ablauf des drit ten Kalender-
monats, der auf den Monat der Lieferung folgt, ausg eführt wird. 

(4)  1Die Voraussetzungen der Absätze 1, 3 und 3a sowie d ie Be-
arbeitung oder Verarbeitung im Sinne des Absatzes 1  Satz 2 müs-
sen vom Unternehmer nachgewiesen sein. 2Das Bundesministerium 
der Finanzen kann mit Zustimmung des Bundesrates du rch Rechts-
verordnung bestimmen, wie der Unternehmer die Nachw eise zu 
führen hat. 

(5)  Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für die Liefe rungen im Sinne 
des § 3 Abs. 1b. 
 

UStDV 

§ 8 

Grundsätze für den Ausfuhrnachweis 
bei Ausfuhrlieferungen 

(1)  1Bei Ausfuhrlieferungen (§ 6 des Gesetzes) muss der Unternehmer 
im Geltungsbereich dieser Verordnung durch Belege nachweisen, dass 
er oder der Abnehmer den Gegenstand der Lieferung in das Drittlands-
gebiet befördert oder versendet hat (Ausfuhrnachweis). 2Die Vorausset-
zung muss sich aus den Belegen eindeutig und leicht nachprüfbar erge-
ben. 

(2)  Ist der Gegenstand der Lieferung durch Beauftragte vor der Aus-
fuhr bearbeitet oder verarbeitet worden (§ 6 Abs. 1 Satz 2 des Geset-
zes), so muss sich auch dies aus den Belegen nach Absatz 1 eindeutig 
und leicht nachprüfbar ergeben. 

§ 9 

Ausfuhrnachweis bei Ausfuhrlieferungen 
in Beförderungsfällen 

(1)  In den Fällen, in denen der Unternehmer oder der Abnehmer den 
Gegenstand der Lieferung in das Drittlandsgebiet befördert hat (Beförde-
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rungsfälle), soll der Unternehmer den Ausfuhrnachweis regelmäßig 
durch einen Beleg führen, der Folgendes enthält: 

1. den Namen und die Anschrift des Unternehmers; 

2. die handelsübliche Bezeichnung und die Menge des ausgeführten 
Gegenstands; 

3. den Ort und den Tag der Ausfuhr; 

4. eine Ausfuhrbestätigung der den Ausgang des Gegenstands aus 
dem Gemeinschaftsgebiet überwachenden Grenzzollstelle eines 
Mitgliedstaates. 

(2)  An die Stelle der Ausfuhrbestätigung nach Absatz 1 Nr. 4 tritt bei 
einer Ausfuhr im gemeinsamen oder gemeinschaftlichen Versandverfah-
ren oder bei einer Ausfuhr mit Carnet TIR, wenn diese Verfahren nicht 
bei einer Grenzzollstelle beginnen, 

1. eine Ausfuhrbestätigung der Abgangsstelle, die bei einer Ausfuhr im 
gemeinsamen oder im gemeinschaftlichen Versandverfahren nach 
Eingang des Rückscheins, bei einer Ausfuhr mit Carnet TIR nach 
Eingang der Erledigungsbestätigung erteilt wird, sofern sich daraus 
die Ausfuhr ergibt, oder 

2. eine Abfertigungsbestätigung der Abgangsstelle in Verbindung mit 
einer Eingangsbescheinigung der Bestimmungsstelle im Drittlands-
gebiet. 

§ 10 

Ausfuhrnachweis bei Ausfuhrlieferungen in Versendun gsfällen 

(1)  1In den Fällen, in denen der Unternehmer oder der Abnehmer den 
Gegenstand der Lieferung in das Drittlandsgebiet versendet hat 
(Versendungsfälle), soll der Unternehmer den Ausfuhrnachweis regel-
mäßig wie folgt führen: 

1. durch einen Versendungsbeleg, insbesondere durch Frachtbrief, 
Konnossement, Posteinlieferungsschein oder deren Doppelstücke, 
oder 

2. durch einen sonstigen handelsüblichen Beleg, insbesondere durch 
eine Bescheinigung des beauftragten Spediteurs oder durch eine 
Versandbestätigung des Lieferers. 2Der sonstige Beleg soll enthal-
ten: 

a) den Namen und die Anschrift des Ausstellers sowie den Tag der 
Ausstellung, 

b) den Namen und die Anschrift des Unternehmers sowie des Auf-
traggebers, wenn dieser nicht der Unternehmer ist, 

§§ 9 – 10
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c) die handelsübliche Bezeichnung und die Menge des ausgeführ-
ten Gegenstands, 

d) den Ort und den Tag der Ausfuhr oder den Ort und den Tag der 
Versendung in das Drittlandsgebiet, 

e) den Empfänger und den Bestimmungsort im Drittlandsgebiet, 

f) eine Versicherung des Ausstellers, dass die Angaben in dem 
Beleg auf Grund von Geschäftsunterlagen gemacht wurden, die 
im Gemeinschaftsgebiet nachprüfbar sind, 

g) die Unterschrift des Ausstellers. 

(2)  Ist es dem Unternehmer in den Versendungsfällen nicht möglich 
oder nicht zumutbar, den Ausfuhrnachweis nach Absatz 1zu führen, so 
kann er die Ausfuhr wie bei den Beförderungsfällen (§ 9) nachweisen. 

§ 11 

Ausfuhrnachweis bei Ausfuhrlieferungen in Bearbeitu ngs-  
und Verarbeitungsfällen 

(1)  In den Fällen, in denen der Gegenstand der Lieferung durch einen 
Beauftragten vor der Ausfuhr bearbeitet oder verarbeitet worden ist 
(Bearbeitungs- und Verarbeitungsfälle), soll der Unternehmer den Aus-
fuhrnachweis regelmäßig durch einen Beleg nach § 9 oder § 10 führen, 
der zusätzlich folgende Angaben enthält: 

1. den Namen und die Anschrift des Beauftragten; 

2. die handelsübliche Bezeichnung und die Menge des an den Beauf-
tragten übergebenen oder versendeten Gegenstands; 

3. den Ort und den Tag der Entgegennahme des Gegenstands durch 
den Beauftragten; 

4. die Bezeichnung des Auftrags und der vom Beauftragten vorge-
nommenen Bearbeitung oder Verarbeitung. 

(2)  Ist der Gegenstand der Lieferung durch mehrere Beauftragte be-
arbeitet oder verarbeitet worden, so haben sich die in Absatz 1 bezeich-
neten Angaben auf die Bearbeitungen oder Verarbeitungen eines jeden 
Beauftragten zu erstrecken. 

§ 13 

Buchmäßiger Nachweis bei Ausfuhrlieferungen und Loh nverede-
lungen an Gegenständen der Ausfuhr 

(1)  1Bei Ausfuhrlieferungen und Lohnveredelungen an Gegenständen 
der Ausfuhr (§§ 6 und 7 des Gesetzes) muss der Unternehmer im Gel-

§§ 10 – 13 
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tungsbereich dieser Verordnung die Voraussetzungen der Steuerbefrei-
ung buchmäßig nachweisen. 2Die Voraussetzungen müssen eindeutig 
und leicht nachprüfbar aus der Buchführung zu ersehen sein. 

(2)  Der Unternehmer soll regelmäßig Folgendes aufzeichnen: 

1. die handelsübliche Bezeichnung und die Menge des Gegenstands 
der Lieferung oder die Art und den Umfang der Lohnveredelung; 

2. den Namen und die Anschrift des Abnehmers oder Auftraggebers; 

3. den Tag der Lieferung oder der Lohnveredelung; 

4. das vereinbarte Entgelt oder bei der Besteuerung nach vereinnahm-
ten Entgelten das vereinnahmte Entgelt und den Tag der Verein-
nahmung; 

5. die Art und den Umfang einer Bearbeitung oder Verarbeitung vor der 
Ausfuhr (§ 6 Abs. 1 Satz 2, § 7 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes); 

6. die Ausfuhr. 

(3)  In den Fällen des § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Gesetzes, in denen 
der Abnehmer kein ausländischer Abnehmer ist, soll der Unternehmer 
zusätzlich zu den Angaben nach Absatz 2 aufzeichnen: 

1. die Beförderung oder Versendung durch ihn selbst; 

2. den Bestimmungsort. 

(4)  In den Fällen des § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Gesetzes soll der 
Unternehmer zusätzlich zu den Angaben nach Absatz 2 aufzeichnen: 

1. die Beförderung oder Versendung; 

2. den Bestimmungsort; 

3. in den Fällen, in denen der Abnehmer ein Unternehmer ist, auch den 
Gewerbezweig oder Beruf des Abnehmers und den Erwerbszweck. 

(4a)  In den Fällen des § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 des Gesetzes, in 
denen der Abnehmer ein Unternehmer ist und er oder sein Beauftragter 
den Gegenstand der Lieferung im persönlichen Reisegepäck ausführt, 
soll der Unternehmer zusätzlich zu den Angaben nach Absatz 2 auch 
den Gewerbezweig oder Beruf des Abnehmers und den Erwerbszweck 
aufzeichnen. 

(5)  In den Fällen des § 6 Abs. 3 des Gesetzes soll der Unternehmer 
zusätzlich zu den Angaben nach Absatz 2 aufzeichnen: 

1. den Gewerbezweig oder Beruf des Abnehmers; 

2. den Verwendungszweck des Beförderungsmittels. 
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(6)  In den Fällen des § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Gesetzes, in denen 
der Auftraggeber kein ausländischer Auftraggeber ist, ist Absatz 3 und in 
den Fällen des § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe b des Gesetzes Ab-
satz 4 entsprechend anzuwenden. 

§§ 14 bis 16 

(weggefallen) 

§ 17 

Abnehmernachweis bei Ausfuhrlieferungen im nichtkom merziellen 
Reiseverkehr 

In den Fällen des § 6 Abs. 3a des Gesetzes soll der Beleg nach § 9 
zusätzlich folgende Angaben enthalten: 

1. den Namen und die Anschrift des Abnehmers; 

2. eine Bestätigung der den Ausgang des Gegenstands der Lieferung 
aus dem Gemeinschaftsgebiet überwachenden Grenzzollstelle eines 
Mitgliedstaates, dass die nach Nummer 1 gemachten Angaben mit 
den Eintragungen in dem vorgelegten Pass oder sonstigen Grenz-
übertrittspapier desjenigen übereinstimmen, der den Gegenstand in 
das Drittlandsgebiet verbringt. 

 

128. Ausfuhrlieferungen 

(1) 1Hat der Unternehmer den Gegenstand der Lieferung in das Dritt-
landsgebiet außerhalb der in § 1 Abs. 3 UStG bezeichneten Gebiete 
befördert oder versendet, braucht der Abnehmer kein ausländischer 
Abnehmer zu sein (§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG). 2Die Steuerbefreiung 
kann deshalb in diesen Ausfuhrfällen z.B. auch für die Lieferungen an 
Abnehmer in Anspruch genommen werden, die ihren Wohnort oder Sitz 
im Inland oder in den in § 1 Abs. 3 UStG bezeichneten Gebieten haben. 
3Das gilt auch für Lieferungen, bei denen der Unternehmer den Gegen-
stand auf die Insel Helgoland oder in das Gebiet von Büsingen befördert 
oder versendet hat, weil diese Gebiete umsatzsteuerrechtlich nicht zum 
Inland im Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 1 UStG gehören und auch nicht zu 
den in § 1 Abs. 3 UStG bezeichneten Gebieten zählen. 

(2) 1Hat der Abnehmer den Gegenstand der Lieferung in das Dritt-
landsgebiet – außerhalb der in § 1 Abs. 3 UStG bezeichneten Gebiete – 
befördert oder versendet (Abholfall), muss er ein ausländischer Abneh-
mer sein (§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UStG). 2Zum Begriff des ausländischen 
Abnehmers wird auf Abschnitt 129 hingewiesen. 

§§ 13 – 17 

§ 17

128 

UStR 
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(3) 1Haben der Unternehmer oder der Abnehmer den Gegenstand der 
Lieferung in die in § 1 Abs. 3 UStG bezeichneten Gebiete, d.h. in einen 
Freihafen oder in die Gewässer oder Watten zwischen der Hoheitsgren-
ze und der jeweiligen Strandlinie befördert oder versendet, kommt die 
Steuerbefreiung (§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 UStG) in Betracht, wenn der 
Abnehmer ein Unternehmer ist, der den Gegenstand für Zwecke seines 
Unternehmens erworben hat (vgl. Abschnitt 192 Abs. 18). 2Bei der Liefe-
rung eines einheitlichen Gegenstandes, z.B. eines Kraftfahrzeuges, ist 
im Allgemeinen davon auszugehen, dass der Abnehmer den Gegen-
stand dann für Zwecke seines Unternehmens erwirbt, wenn der unter-
nehmerische Verwendungszweck zum Zeitpunkt des Erwerbs überwiegt. 
3Bei der Lieferung von vertretbaren Sachen, die der Abnehmer sowohl 
für unternehmerische als auch für nichtunternehmerische Zwecke erwor-
ben hat, ist der Anteil, der auf den unternehmerischen Erwerbszweck 
entfällt, durch eine Aufteilung entsprechend den Erwerbszwecken zu 
ermitteln. 4Bei ausländischen Abnehmern, die keine Unternehmer sind, 
muss der Gegenstand in das übrige Drittlandsgebiet gelangen. 

(4) Liegt ein Reihengeschäft vor, kann nur die Beförderungs- oder 
Versendungslieferung (vgl. Abschnitt 31a Abs. 14) unter den Vorausset-
zungen des § 6 UStG als Ausfuhrlieferung steuerfrei sein. 

(5) 1Der Gegenstand der Lieferung kann durch einen Beauftragten 
oder mehrere Beauftragte vor der Ausfuhr sowohl im Inland als auch in 
einem anderen EU-Mitgliedstaat  bearbeitet oder verarbeitet worden 
sein. 2Es kann sich nur um Beauftragte des Abnehmers oder eines fol-
genden Abnehmers handeln. 3Erteilt der liefernde Unternehmer oder ein 
vorangegangener Lieferer den Bearbeitungs- oder Verarbeitungsauftrag, 
ist die Ausführung dieses Auftrages ein der Lieferung des Unternehmers 
vorgelagerter Umsatz. 4Gegenstand der Lieferung des Unternehmers ist 
in diesem Fall der bearbeitete oder verarbeitete Gegenstand und nicht 
der Gegenstand vor seiner Bearbeitung oder Verarbeitung. 5Der Auftrag 
für die Bearbeitung oder Verarbeitung des Gegenstandes der Lieferung 
kann auch von einem Abnehmer erteilt worden sein, der kein ausländi-
scher Abnehmer ist. 

(6) Besondere Regelungen sind getroffen worden: 

1. für Lieferungen von Gegenständen der Schiffsausrüstung an aus-
ländische Binnenschiffer (BMF-Schreiben vom 19. 6. 1974 – BStBl I 
S. 438); 

2. für Fälle, in denen Formen, Modelle oder Werkzeuge zur Herstellung 
steuerfrei ausgeführter Gegenstände benötigt wurden (BMF-
Schreiben vom 27. 11. 1975 – BStBl I S. 1126). 
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129. Ausländischer Abnehmer 

(1) Ausländische Abnehmer sind Personen mit Wohnort oder Sitz im 
Ausland (§ 1 Abs. 2 Satz 2 UStG) – also auch auf Helgoland oder in der 
Gemeinde Büsingen – mit Ausnahme der in § 1 Abs. 3 UStG bezeichne-
ten Gebiete (z.B. in den Freihäfen). 

(2) 1Wer ausländischer Abnehmer ist, bestimmt sich bei einer natür-
lichen Person nach ihrem Wohnort. 2Es ist unbeachtlich, welche Staats-
angehörigkeit der Abnehmer hat. 3Wohnort ist der Ort, an dem der Ab-
nehmer für längere Zeit Wohnung genommen hat und der nicht nur auf 
Grund subjektiver Willensentscheidung, sondern auch bei objektiver 
Betrachtung als der örtliche Mittelpunkt seines Lebens anzusehen ist 
(BFH-Urteil vom 31. 7. 1975 – BStBl 1976 II S. 80). 4Der Begriff des 
Wohnorts ist nicht mit den in §§ 8 und 9 AO verwendeten Begriffen des 
Wohnsitzes und des gewöhnlichen Aufenthalts inhaltsgleich. 5Eine 
Wohnsitzbegründung im Inland und im Ausland ist gleichzeitig möglich; 
dagegen kann ein Abnehmer jeweils nur einen Wohnort im Sinne des § 6 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 UStG haben. 6Die zeitliche Dauer eines Aufenthalts 
ist ein zwar wichtiges, aber nicht allein entscheidendes Kriterium für die 
Bestimmung des Wohnorts. 7Daneben müssen die sonstigen Umstände 
des Aufenthaltes, insbesondere sein Zweck, in Betracht gezogen wer-
den. 8Arbeitnehmer eines ausländischen Unternehmers, die lediglich zur 
Durchführung eines bestimmten, zeitlich begrenzten Auftrags in das 
Inland kommen, ohne hier objektiv erkennbar den örtlichen Mittelpunkt 
ihres Lebens zu begründen, bleiben daher ausländische Abnehmer, 
auch wenn ihr Aufenthalt im Inland von längerer Dauer ist (BFH-Urteil 
vom 31. 7. 1975 a.a.O.). 9Personen, die ihren Wohnort vom Inland in das 
Ausland mit Ausnahme der in § 1 Abs. 3 UStG bezeichneten Gebiete 
verlegen oder zurückverlegen, sind bis zu ihrer tatsächlichen Ausreise 
(Grenzübergang) keine ausländischen Abnehmer (BFH-Urteil vom 
14. 12. 1994 – BStBl 1995 II S. 515). 10Eine nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
oder Nr. 3 Buchstabe b UStG steuerfreie Ausfuhrlieferung kann an sie 
nur nach diesem Zeitpunkt erbracht werden. 11Maßgebend für den Zeit-
punkt der Lieferung ist das Erfüllungsgeschäft und nicht das Verpflich-
tungsgeschäft. 12Zum Nachweis des Wohnorts des Abnehmers bei Aus-
fuhrlieferungen im nichtkommerziellen Reiseverkehr vgl. Abschnitt 137 
Abs. 6. 

(3) Bei Abnehmern mit wechselndem Aufenthalt ist wie folgt zu verfah-
ren: 

1. 1Deutsche Auslandsbeamte, die ihren Wohnort im staatsrechtlichen 
Ausland haben, sind ausländische Abnehmer. 2Das Gleiche gilt für 
deutsche Auslandsvertretungen, z.B. Botschaften, Gesandtschaften, 
Konsulate, für Zweigstellen oder Dozenturen des Goethe-Instituts im 

128 – 129 
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Ausland und für im Ausland errichtete Bundeswehrdienststellen, 
wenn sie das Umsatzgeschäft im eigenen Namen abgeschlossen 
haben. 

2. Ausländische Diplomaten, die in der Bundesrepublik Deutschland 
akkreditiert sind, sind keine ausländischen Abnehmer. 

3. 1Ausländische Touristen, die sich nur vorübergehend im Inland auf-
halten, verlieren auch bei längerem Aufenthalt nicht ihre Eigenschaft 
als ausländische Abnehmer. 2Das gleiche gilt für Ausländer, die sich 
aus beruflichen Gründen vorübergehend im Inland aufhalten, wie 
z.B. ausländische Künstler und Angehörige von Gastspiel-
Ensembles. 

4. 1Ausländische Gastarbeiter verlegen mit Beginn ihres Arbeitsverhält-
nisses ihren Wirkungskreis vom Ausland in das Inland. 2In der Regel 
sind sie daher bis zu ihrer endgültigen Ausreise nicht als ausländi-
sche Abnehmer anzusehen. 3Ausländische Studenten sind in glei-
cher Weise zu behandeln. 

5. Arbeitnehmer eines ausländischen Unternehmers, die nur zur Durch-
führung eines bestimmten zeitlich begrenzten Auftrags in das Inland 
kommen, bleiben ausländische Abnehmer (vgl. Absatz 2). 

6. Mitglieder der in der Bundesrepublik Deutschland stationierten aus-
ländischen Truppen und die im Inland wohnenden Angehörigen der 
Mitglieder sind keine ausländischen Abnehmer. 

 

 

130. Ausschluss der Steuerbefreiung bei der Ausrüst ung  
und Versorgung bestimmter Beförderungsmittel 

(1) 1Die Steuerbefreiung für Ausfuhrlieferungen ist bei der Lieferung 
eines Gegenstandes, der zur Ausrüstung oder Versorgung nichtunter-
nehmerischer Beförderungsmittel bestimmt ist, insbesondere in den 
Fällen ausgeschlossen, in denen der ausländische Abnehmer – und 
nicht der Lieferer – den Liefergegenstand in das Drittlandsgebiet beför-
dert oder versendet hat (§ 6 Abs. 3 UStG). 2Zu den Gegenständen zur 
Ausrüstung eines privaten Kraftfahrzeugs gehören alle Kraftfahrzeugteile 
einschließlich Kraftfahrzeug-Ersatzteile und Kraftfahrzeug-Zubehörteile. 
3Werden diese Teile im Rahmen einer Werklieferung geliefert, ist die 
Steuerbefreiung für Ausfuhrlieferungen nicht nach § 6 Abs. 3 UStG aus-
geschlossen. 4Für diese Werklieferungen kommt die Steuerbefreiung für 
Ausfuhrlieferungen nach § 6 Abs. 1 UStG in Betracht. 5Zu den Gegen-
ständen zur Versorgung eines privaten Kraftfahrzeugs gehören Gegen-
stände, die zum Verbrauch in dem Kraftfahrzeug bestimmt sind, z.B. 

S 7131 130 
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Treibstoff, Motoröl, Bremsflüssigkeit, Autowaschmittel und Autopflegemit-
tel, Farben und Frostschutzmittel. 6Für Liefergegenstände, die zur Aus-
rüstung oder Versorgung eines privaten Wasserfahrzeugs oder eines 
privaten Luftfahrzeugs bestimmt sind, gelten die Ausführungen in den 
Sätzen 2 bis 5 entsprechend. 

(2) 1Unter § 6 Abs. 3 UStG fallen auch die Lieferungen, bei denen der 
Unternehmer den Gegenstand, der zur Ausrüstung oder Versorgung 
eines nichtunternehmerischen Beförderungsmittels, z.B. eines Sportboo-
tes, bestimmt ist, in die in § 1 Abs. 3 UStG bezeichneten Gebiete beför-
dert oder versendet hat (Fall des § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe b 
UStG). 2In diesem Fall ist die Steuerbefreiung für Ausfuhrlieferungen 
stets ausgeschlossen. 

(3) In den Fällen des § 6 Abs. 3 UStG, in denen das Beförderungsmit-
tel den Zwecken des Unternehmens des ausländischen Abnehmers dient 
und deshalb die Steuerbefreiung für Ausfuhrlieferungen nicht ausge-
schlossen ist, hat der Lieferer den Gewerbezweig oder Beruf des Ab-
nehmers und den Verwendungszweck des Beförderungsmittels zusätz-
lich aufzuzeichnen (vgl. Abschnitt 136 Abs. 7). 

(4) 1Die Ausnahmeregelung des § 6 Abs. 3 UStG findet nach ihrem 
Sinn und Zweck nur auf diejenigen Lieferungen Anwendung, bei denen 
die Gegenstände zur Ausrüstung oder Versorgung des eigenen Beförde-
rungsmittels des Abnehmers oder des von ihm mitgeführten fremden 
Beförderungsmittels bestimmt sind. 2Die Regelung gilt jedoch nicht für 
Lieferungen von Ausrüstungsgegenständen und Versorgungsgegen-
ständen, die ein Unternehmer zur Weiterlieferung oder zur Verwendung 
in seinem Unternehmen, z.B. für Reparaturen, erworben hat. 

B e i s p i e l  1 :  

1Der Unternehmer U verkauft 100 Pkw-Reifen an den ausländischen 
Abnehmer K, der einen Kraftfahrzeughandel und eine Kraftfahr-
zeugwerkstatt betreibt. 2K holt die Reifen mit eigenem Lastkraftwa-
gen im Inland ab. 3Die Reifen sind zur Weiterveräußerung oder zur 
Verwendung bei Kraftfahrzeugreparaturen bestimmt. 

4Es liegt eine Lieferung im Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UStG 
vor. 5Gleichwohl findet § 6 Abs. 3 UStG keine Anwendung. 6Die Lie-
ferung ist deshalb steuerfrei, wenn U den Ausfuhrnachweis und den 
buchmäßigen Nachweis geführt hat. 

B e i s p i e l  2 :  

1Sachverhalt wie im Beispiel 1. 2U versendet jedoch die Reifen zur 
Verfügung des K in einen Freihafen. 
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3Es liegt eine Lieferung im Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Buch-
stabe a UStG vor. 4Für sie gilt die rechtliche Beurteilung wie im Bei-
spiel 1. 

131. Ausfuhrnachweis (Allgemeines) 

(1) 1Der Ausfuhrnachweis ist eine materiell-rechtliche Voraussetzung 
für die Steuerbefreiung (BFH-Urteil vom 28. 2. 1980 – BStBl II S. 415). 
2Die Vorlage der Belege reicht jedoch für die Annahme einer Ausfuhrlie-
ferung nicht in jedem Fall aus. 3Die geforderten Unterlagen bilden nur die 
Grundlage einer sachlichen Prüfung auf die inhaltliche Richtigkeit der 
Angaben (BFH-Urteil vom 14. 12. 1994 – BStBl 1995 II S. 515). 4Für die 
Führung des Ausfuhrnachweises hat der Unternehmer in jedem Falle die 
Grundsätze des § 8 UStDV zu beachten (Mussvorschrift). 5Für die Form 
und den Inhalt des Ausfuhrnachweises enthalten die §§ 9 bis 11 UStDV 
Sollvorschriften. 6Der Unternehmer kann den Ausfuhrnachweis auch 
abweichend von den Sollvorschriften führen. 

(2) 1Die Angaben in den Belegen für den Ausfuhrnachweis müssen im 
Geltungsbereich der UStDV nachprüfbar sein. 2Es genügt, wenn der 
Aussteller der Belege die Geschäftsunterlagen, auf denen die Angaben 
in den Belegen beruhen, dem Finanzamt auf Verlangen im Geltungsbe-
reich der UStDV vorlegt. 3Die Regelung in § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe f 
UStDV bleibt unberührt. 4Die Ausfuhrbelege müssen sich im Besitz des 
Unternehmers befinden. 5Sie sind nach § 147 Abs. 3 Satz 1 AO zehn 
Jahre aufzubewahren. 6Diese Aufbewahrungsfrist kann sich nach § 147 
Abs. 3 Satz 3 AO verlängern. 

(3) 1Der Ausfuhrnachweis kann als Bestandteil des buchmäßigen 
Nachweises noch bis zur letzten mündlichen Verhandlung vor dem Fi-
nanzgericht über eine Klage gegen die erstmalige endgültige Steuerfest-
setzung oder den Berichtigungsbescheid geführt werden (BFH-Urteil 
vom 28. 2. 1980 – BStBl II S. 415). 2Das gilt nicht, wenn das Finanzge-
richt für die Vorlage des Ausfuhrnachweises eine Ausschlussfrist gesetzt 
hat. 

(4) 1Ausfuhrbelege können nach § 147 Abs. 2 AO auch auf solchen 
Datenträgern aufbewahrt werden, bei denen das Verfahren den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung entspricht und sicherge-
stellt ist, dass bei der Lesbarmachung die Wiedergabe mit den empfan-
genen Ausfuhrbelegen bildlich übereinstimmt. 2Als solche bildlich wie-
dergabefähige Datenträger kommen neben Bildträgern (z.B. Mikrofilm 
oder Mikrokopie) insbesondere auch die maschinell lesbaren Daten-
träger (z.B. Diskette, Magnetband, Magnetplatte, el ektro-optische 
Speicherplatte)  in Betracht, soweit auf diesen eine Veränderung bzw. 
Verfälschung nicht möglich ist (vgl. BMF-Schreiben vom 1. 2. 1984 – 
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BStBl I S. 155 – und vom 7. 11. 1995 – BStBl I S. 738 – sowie vom 
16. 07. 2001 – BStBl I S. 415). 3Unternehmer, die ihre Geschäftspapiere 
unter Beachtung der in den vorbezeichneten BMF-Schreiben festgeleg-
ten Verfahren aufbewahren, können mit Hilfe der gespeicherten Daten 
oder mikroverfilmten Unterlagen den Ausfuhrnachweis erbringen. 4Wird 
kein zugelassenes Verfahren angewendet, gelten Ausdrucke oder Foto-
kopien für sich allein nicht als ausreichender Ausfuhrnachweis. 5Sie 
können nur in Verbindung mit anderen Belegen als Ausfuhrnachweis 
anerkannt werden, wenn sich aus der Gesamtheit der Belege die Aus-
fuhr des Gegenstandes zweifelsfrei ergibt. 

(5) Die Bescheide des Hauptzollamts Hamburg-Jonas über die Aus-
fuhrerstattung werden als Belege für den Ausfuhrnachweis anerkannt. 

132. Ausfuhrnachweis in Beförderungsfällen 

(1) In Beförderungsfällen (vgl. Abschnitt 30 Abs. 2) soll die Ausfuhr wie 
folgt nachgewiesen werden (§ 9 UStDV): 

1. bei einer Ausfuhr außerhalb des gemeinschaftlichen Versandverfah-
rens oder des gemeinsamen Versandverfahrens (gVV) oder des 
Versandverfahrens mit  Carnet TIR durch eine Ausfuhrbestätigung 
der Grenzzollstelle, die den Ausgang des Gegenstandes aus dem 
Gemeinschaftsgebiet überwacht; 

2. bei einer Ausfuhr im gemeinschaftlichen bzw. gemeinsamen Ver-
sandverfahren oder im Versandv erfahren mit Carnet TIR 

a) durch eine Ausfuhrbestätigung der Abgangsstelle, die bei einer 
Ausfuhr im gemeinschaftlichen/gemeinsamen Versandverfahren 
nach Eingang des Rückscheins, bei einer Ausfuhr mit Carnet 
TIR nach Eingang der Erledigungsbescheinigung erteilt wird, so-
fern sich daraus die Ausfuhr ergibt, oder 

b) durch eine Abfertigungsbestätigung der Abgangsstelle in Ver-
bindung mit einer Eingangsbescheinigung der Bestimmungsstel-
le im Drittlandsgebiet. 

(2) 1Das gemeinschaftliche Versandverfahren dient der Erleichterung 
des innergemeinschaftlichen Warenverkehrs, während das gemeinsame 
Versandverfahren den Warenverkehr zwischen EU-Mitgliedstaaten  und 
den EFTA-Ländern (Island, Norwegen und Schweiz einschl. Liechten-
stein) erleichtert. 2Beide Verfahren werden im Wesentlichen einheitlich 
abgewickelt. 3Bei Ausfuhren im Rahmen dieser Verfahren werden die 
Grenzzollstellen grundsätzlich nicht eingeschaltet. 4Die Waren sind bei 
der Abgangsstelle mit einer Versandanmeldung (Exemplare Nr. 1, 4 und 
5 des Einheitspapiers) anzumelden. 5Die Abgangsstelle bestätigt darin 
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die Überführung in das gemeinschaftliche bzw. gemeinsame 
Versandverfahren und händigt dem Anmelder/Hauptverpflichteten die 
Exemplare Nr. 4 und  5 der  Versandanmeldung  zur Vorlage bei der 
Bestimmungsstelle aus. 6Diese bestätigt auf dem Exemplar Nr. 5 
(Rückschein), dass ihr  die Waren gestellt worden sind, und übersendet 
den Rückschein an die Abgangsstelle. 

(3) 1Die Ausfuhr- oder Abfertigungsbestätigung der den Ausgang des 
Gegenstandes aus dem Gemeinschaftsgebiet überwachenden Grenz-
zollstelle oder der Abgangsstelle kann sich auf einem üblichen Ge-
schäftsbeleg, z.B. Lieferschein, Rechnungsdurchschrift, Mehrstück der 
Versandanmeldung, der Ausfuhranmeldung (Exemplar Nr. 3 des Ein-
heitspapiers) oder der Ausfuhrkontrollmeldung befinden. 2Es kann auch 
ein besonderer Beleg, der die Angaben des § 9 UStDV enthält, oder ein 
dem Geschäftsbeleg oder besonderen Beleg anzustempelnder Aufkleber 
verwendet werden. 

(4) 1Die deutschen Zollstellen wirken auf Antrag bei der Erteilung der 
Ausfuhr- oder Abfertigungsbestätigung wie folgt mit: 

1. Mitwirkung der Grenzzollstelle 

1Die Grenzzollstelle prüft die Angaben in dem vom Antragsteller vor-
gelegten Beleg und bescheinigt auf Antrag den körperlichen Aus-
gang der Waren durch einen Vermerk. 2Der Vermerk erfolgt durch 
einen Dienststempelabdruck, der den Namen der Zollstelle und das 
Datum enthält. 3Wird als Ausfuhrbeleg das Exemplar Nr. 3 der Aus-
fuhranmeldung (= Exemplar Nr. 3 des Einheitspapiers) verwendet, 
ist dieser Vermerk auf der Rückseite anzubringen (Artikel 793 Abs. 3 
ZK-DVO).  

2. Mitwirkung der Abgangsstelle bei Ausfuhren im gemeinschaftlichen 
bzw. gemeinsamen Versandverfahren oder im Versandverfahren 
mit Carnet TIR 

1Bei Ausfuhren im gemeinschaftlichen bzw. gemeinsamen Versand-
verfahren oder im Versandverfahren  mit Carnet TIR erteilt die Ab-
gangsstelle 

a) die Ausfuhrbestätigung (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 UStDV) nach Eingang 
des Rückscheines im gemeinschaftlichen bzw. gemeinsamen 
Versandverfahren oder der Erledigungsbescheinigung bei Aus-
fuhren mit Carnet TIR mit dem Vermerk „Ausgeführt mit Ver-
sandanmeldung -Nr./mit Carnet TIR VAB -Nr. .... vom .... 20..“ 
oder 

b) die Abfertigungsbestätigung (§ 9 Abs. 2 Nr. 2 UStDV) bei der 
Abfertigung des Ausfuhrgegenstandes zum gemeinschaftlichen 
bzw. gemeinsamen Versandverfahren oder zum Carnet TIR-
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Verfahren mit dem Vermerk „Abgefertigt zum Versandverfahren 
mit Versandanmeldung -Nr./ mit Carnet TIR VAB-Nr.  ..... am .... 
20..“. 

2Die Vermerke müssen Ort, Unterschrift und Dienststempel enthal-
ten. 3Die Erteilung einer Ausfuhrbestätigung und einer Abfertigungs-
bestätigung für dieselbe Lieferung ist ausgeschlossen. 4Deshalb hat 
der Antragsteller der Abgangsstelle bei der Anmeldung des Ausfuhr-
gegenstands zum gemeinschaftlichen bzw. gemeinsamen Versand-
verfahren oder zum Carnet TIR-Verfahren  mitzuteilen, ob er eine 
Ausfuhrbestätigung oder eine Abfertigungsbestätigung beantragt. 

2Die den Ausgang des Ausfuhrgegenstandes aus dem Gemeinschafts-
gebiet überwachenden Grenzzollstellen (Ausgangszollstellen) anderer 
EU-Mitgliedstaaten bescheinigen auf Antrag den körperlichen Ausgang 
der Waren ebenfalls durch einen Vermerk auf der Rückseite des Exemp-
lars Nr. 3 der Ausfuhranmeldung (= Exemplar Nr. 3 des Einheitspapiers) 
gemäß Nr. 1.  

(5) Bei einer Werklieferung an einem beweglichen Gegenstand, z.B. 
bei dem Einbau eines Motors in ein Kraftfahrzeug, kann der Ausfuhr-
nachweis auch dann als erbracht angesehen werden, wenn die Grenz-
zollstelle oder Abgangsstelle die Ausfuhr des tatsächlich in das Dritt-
landsgebiet gelangten Gegenstands, z.B. des Kraftfahrzeugs, bestätigt 
und sich aus der Gesamtheit der vorliegenden Unterlagen kein ernst-
licher Zweifel ergibt, dass die verwendeten Stoffe mit dem ausgeführten 
Gegenstand in das Drittlandsgebiet gelangt sind.  

(6) 1Ist der Nachweis der Ausfuhr durch Belege mit einer Bestätigung 
der Grenzzollstelle oder der Abgangsstelle nicht möglich oder nicht zu-
mutbar, z.B. bei der Ausfuhr von Gegenständen im Reiseverkehr, durch 
die Kurier- und Poststelle des Auswärtigen Amtes oder durch Transport-
mittel der Bundeswehr oder der Stationierungstruppen, kann der Unter-
nehmer den Ausfuhrnachweis auch durch andere Belege führen. 2Als 
Ersatzbelege können insbesondere Bescheinigungen amtlicher Stellen 
der Bundesrepublik Deutschland anerkannt werden (bei der Ausfuhr von 
Kraftfahrzeugen siehe aber Abschnitt 135 Abs. 12). 3Grundsätzlich sind 
anzuerkennen: 

1. Bescheinigungen des Auswärtigen Amtes einschließlich der 
diplomatischen oder konsularischen Vertretungen der 
Bundesrepublik Deutschland im Bestimmungsland, 

2. Bescheinigungen der Bundeswehr einschließlich ihrer im Drittlands-
gebiet stationierten Truppeneinheiten, 

3. Belege über die Verzollung oder Einfuhrbesteuerung durch außer-
gemeinschaftliche Zollstellen oder beglaubigte Abschriften davon, 
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4. Transportbelege der Stationierungstruppen, z.B. Militärfrachtbriefe, 
und 

5. Abwicklungsscheine. 

(7) 1In Beförderungsfällen, bei denen der Unternehmer den Gegen-
stand der Lieferung in den Hamburger Freihafen befördert, ist die Be-
schaffung der Bestätigung bei den den Ausgang aus dem Gemein-
schaftsgebiet überwachenden Zollämtern an der Freihafengrenze wegen 
der großen Anzahl der Beförderungsfälle nicht zumutbar. 2Als Ausfuhr-
nachweis kann deshalb ein Beleg anerkannt werden, der neben den in 
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 UStDV bezeichneten Angaben folgendes enthält: 

1. einen Hinweis darauf, dass der Unternehmer den Gegenstand in den 
Hamburger Freihafen befördert hat; 

2. eine Empfangsbestätigung des Abnehmers oder seines Beauftrag-
ten mit Datum, Unterschrift, Firmenstempel und Bezeichnung des 
Empfangsorts. 

3Als Belege kommen alle handelsüblichen Belege, insbesondere Liefer-
scheine, Kaiempfangsscheine oder Rechnungsdurchschriften, in Be-
tracht. 4Soweit sie die erforderlichen Angaben nicht enthalten, sind sie 
entsprechend zu ergänzen oder mit Hinweisen auf andere Belege zu 
versehen, aus denen sich die notwendigen Angaben ergeben. 

133. Ausfuhrnachweis in Versendungsfällen 

(1) 1In den Versendungsfällen (vgl. Abschnitt 30 Abs. 3) soll der Aus-
fuhrnachweis durch Versendungsbelege oder durch sonstige handelsüb-
liche Belege geführt werden. 2Versendungsbelege sind neben dem Ei-
senbahnfrachtbrief insbesondere der Luftfrachtbrief, die Posteinliefe-
rungsbescheinigung (vgl. auch Abschnitt 135 Abs. 5), das zur 
Auftragserteilung an einen Kurierdienst gefertigte Dokument (vgl. auch 
Abschnitt 135 Abs. 6) , das Konnossement, der Ladeschein, der Roll-
fuhrschein sowie deren Doppelstücke, wenn sich aus ihnen die grenz-
überschreitende Warenbewegung ergibt. 3Zum Begriff der sonstigen 
handelsüblichen Belege vergleiche Absatz 2. 4Die bei der Abwicklung 
eines Ausfuhrgeschäfts anfallenden Geschäftspapiere, z.B. Rechnun-
gen, Auftragsschreiben, Lieferscheine oder deren Durchschriften, Kopien 
und Abschriften von Versendungsbelegen, Spediteur-Übernahme-
bescheinigungen, Frachtabrechnungen, sonstiger Schriftwechsel, kön-
nen als Ausfuhrnachweis in Verbindung mit anderen Belegen anerkannt 
werden, wenn sich aus der Gesamtheit der Belege die Angaben nach 
§ 10 Abs. 1 UStDV eindeutig und leicht nachprüfbar ergeben. 
5Unternehmer oder Abnehmer, denen Belege über die Ausfuhr eines 

132 – 133 

S 7134 133 



506 – 551.11/10-1  Anlage 4 
RES 55-19 Seite 16 

Auszug aus der Amtlichen Umsatzsteuer-Handausgabe 2 005 
§ 6 UStG      
UStR Abschn. 133 –134  

16 

Gegenstands, z.B. Versendungsbelege oder sonstige handelsübliche 
Belege, ausgestellt worden sind, obwohl sie diese für Zwecke des Aus-
fuhrnachweises nicht benötigen, können die Belege mit einem Übertra-
gungsvermerk versehen und an den Unternehmer, der die Lieferung 
bewirkt hat, zur Führung des Ausfuhrnachweises weiterleiten. 

(2) 1Ist ein Spediteur, Frachtführer oder Verfrachter mit der Beförde-
rung oder Versendung des Gegenstands in das Drittlandsgebiet beauf-
tragt worden, soll der Unternehmer die Ausfuhr durch eine Ausfuhrbe-
scheinigung nach vorgeschriebenem Muster nachweisen. 2Die Beschei-
nigung muss vom Spediteur nicht eigenhändig unterschrieben worden 
sein, wenn die für den Spediteur zuständige Oberfinanzdirektion die 
Verwendung des Unterschriftsstempels (Faksimile) oder einen maschi-
nellen Unterschriftsausdruck genehmigt hat und auf der Bescheinigung 
auf die Genehmigungsverfügung der Oberfinanzdirektion unter Angabe 
von Datum und Aktenzeichen hingewiesen wird. 3Anstelle der Ausfuhr-
bescheinigung des Spediteurs, Frachtführers oder Verfrachters kann der 
Unternehmer die Ausfuhr auch mit dem Exemplar Nr. 3 des Einheitspa-
piers führen, wenn dieses Exemplar auf der Rückseite mit einem Aus-
fuhrvermerk der Ausgangszollstelle versehen ist (vgl. Abschnitt 132 
Abs. 4 Nr. 1 Sätze 2 und 3). 4Hat der Lieferer des Unternehmers oder ein 
vorangehender Lieferer die Beförderung oder Versendung in das Dritt-
landsgebiet vorgenommen oder veranlasst, kann der Ausfuhrnachweis 
durch eine Versandbestätigung erbracht werden. 5Der Lieferer kann 
diese Bestätigung auf der Rechnung, auf dem Lieferschein, auf der Aus-
fuhranmeldung (Exemplar Nr. 3 des Einheitspapiers) oder auf einem 
sonstigen handelsüblichen Papier oder in Form eines besonderen Be-
legs nach vorgeschriebenem Muster abgeben. 6Die Unterschrift des 
Lieferers auf der Versandbestätigung kann entsprechend der Regelung 
für Spediteure in vereinfachter Form geleistet werden. 

(3) 1Die Regelung in § 10 Abs. 2 UStDV betrifft hauptsächlich diejeni-
gen Fälle, in denen der selbständige Beauftragte, z.B. der Spediteur mit 
Sitz im Drittlandsgebiet oder die Privatperson, die in § 10 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe f UStDV vorgesehene Versicherung über die Nachprüfbarkeit 
seiner Angaben im Gemeinschaftsgebiet nicht abgeben kann. 2An den 
Nachweis des Unternehmers, dass ein Ausnahmefall im Sinne des § 10 
Abs. 2 UStDV vorliegt, sind keine erhöhten Anforderungen zu stellen. 

134. Ausfuhrnachweis in Bearbeitungs- und Verarbeit ungsfällen 

(1) 1Wenn der Gegenstand der Lieferung vor der Ausfuhr durch einen 
Beauftragten bearbeitet oder verarbeitet worden ist (vgl. Abschnitt 128 
Abs. 5), soll der Beleg über den Ausfuhrnachweis die in § 11 Abs. 1 
UStDV aufgeführten zusätzlichen Angaben enthalten. 2Der Beauftragte 
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des Abnehmers kann zu diesem Zweck den Beleg mit einem die zusätz-
lichen Angaben enthaltenden Übertragungsvermerk versehen oder die 
zusätzlichen Angaben auf einem gesonderten Beleg machen. 3Er kann 
auch auf Grund der bei ihm vorhandenen Geschäftsunterlagen, z.B. 
Versendungsbeleg, Ausfuhrbescheinigung des beauftragten Spediteurs 
oder Bestätigung der den Ausgang aus dem Gemeinschaftsgebiet über-
wachenden Grenzzollstelle, dem Unternehmer eine kombinierte Ausfuhr- 
und Bearbeitungsbescheinigung nach vorgeschriebenem Muster ausstel-
len. 

(2) 1Ist der Gegenstand der Lieferung nacheinander durch mehrere 
Beauftragte des Abnehmers und/oder eines nachfolgenden Abnehmers 
bearbeitet oder verarbeitet worden, soll aus den Belegen des Unterneh-
mers die von jedem Beauftragten vorgenommene Bearbeitung oder 
Verarbeitung ersichtlich sein. 2In der Regel wird der Unternehmer den 
Nachweis hierüber durch eine Ausfuhr- und Bearbeitungsbescheinigung 
des Beauftragten des Abnehmers führen können, dem er den Gegen-
stand der Lieferung übergeben oder übersandt hat. 3Der Beauftragte 
kann in der Ausfuhrbescheinigung nicht nur die von ihm selbst vorge-
nommene Bearbeitung oder Verarbeitung, sondern auch die Bearbeitung 
oder Verarbeitung nachfolgender Beauftragter sowie deren Namen und 
Anschrift angeben. 4Der Unternehmer kann sich aber auch die verschie-
denen Bearbeitungen oder Verarbeitungen durch gesonderte Bescheini-
gung der einzelnen Beauftragten bestätigen lassen. 

135. Sonderregelungen zum Ausfuhrnachweis 

L i e f e r u n g e n  i m  F r e i h a f e n  

(1) 1In einem Freihafen ausgeführte Lieferungen von Gegenständen, 
die sich im Zeitpunkt der Lieferung einfuhrumsatzsteuerrechtlich im 
freien Verkehr befinden (§ 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe b UStG), sind 
wie steuerfreie Ausfuhrlieferungen zu behandeln, wenn die Gegenstände 
bei Ausführung der Lieferungen in das Drittlandsgebiet außerhalb der in 
§ 1 Abs. 3 UStG bezeichneten Gebiete gelangen. 2Da eine Ausfuhr nicht 
vorliegt, kann kein Ausfuhrnachweis geführt werden. 3Es genügt, dass 
der Unternehmer die vorbezeichneten Voraussetzungen glaubhaft 
macht. 4Auch das Fehlen des buchmäßigen Nachweises ist in diesen 
Fällen zur Vermeidung von unbilligen Härten nicht zu beanstanden. 5Eine 
entsprechende Regelung ist für die Fälle des Freihafen-Veredelungs-
verkehrs und der Freihafenlagerung (§ 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe a 
UStG) nicht erforderlich, weil in diesen Fällen keine steuerbaren Liefe-
rungen vorliegen (vgl. Abschnitt 15 Abs. 3). 

134 – 135 

135 

S 7134 



506 – 551.11/10-1  Anlage 4 
RES 55-19 Seite 18 

Auszug aus der Amtlichen Umsatzsteuer-Handausgabe 2 005 
§ 6 UStG      
UStR Abschn. 135  

18 

V e r s e n d u n g e n  n a c h  G r e n z b a h n h ö f e n  o d e r  G ü t e r a b -
f e r t i g u n g s s t e l l e n  

(2) 1Werden Liefergegenstände von einem Ort im Inland nach einem 
Grenzbahnhof oder einer Güterabfertigungsstelle eines deutschen 
Eisenbahnunternehmens  im Drittlandsgebiet versendet, kann der Aus-
fuhrnachweis mit Hilfe des verwendeten Frachtbriefes, des Frachtbrief-
doppels  oder mit der von dem Eisenbahnunternehmen ausgeste ll-
ten Bescheinigung zu Umsatzsteuerzwecken geführt werden. 2Im 
Drittlandsgebiet liegen die folgenden Grenzbahnhöfe oder Güterabferti-
gungsstellen: 

Basel Bad Bf, 

Basel Bad Gbf, 

Bremen Zollausschluss, 

Bremerhaven Nordhafen (ohne Carl-Schurz-Gelände), 

Hamburg-Süd und 

Schaffhausen. 

3Als Grenzbahnhöfe im Drittlandsgebiet sind auch die Bahnhöfe Bremen-
Grolland und Bremerhaven Kaiserhafen (ohne Ladebezirk Industrie-
stammgleis Speckenbüttel) anzusehen. 4Bei diesen Bahnhöfen liegen 
zwar die Gebäude im Inland, die jeweiligen Be- und Entladestellen befin-
den sich jedoch im Freihafen. 5Über die Bahnhöfe Bremen-Grolland, 
Bremerhaven Kaiserhafen und Hamburg-Süd können auch 
Liefergegenstände versandt werden, bei denen als Bestimmungsort 
Privatgleisanschlüsse, private Ladestellen oder Freiladegleise im Inland 
angegeben sind. 6Es liegt deshalb keine Ausfuhr vor, wenn einer dieser 
Gleisanschlüsse, eine dieser Ladestellen oder eines dieser Ladegleise 
Bestimmungsort ist. 

(3) 1Werden Liefergegenstände aus dem Inland nach einem Grenz-
bahnhof oder einer Güterabfertigungsstelle im Inland versendet, liegt 
keine Ausfuhr vor. 2Die verwendeten Frachtbriefe oder Frachtbriefdoppel 
kommen deshalb als Ausfuhrbelege nicht in Betracht. 3Lediglich bei 
Versendungen nach den Bahnhöfen Cuxhaven und Emden sowie nach 
der Abfertigungsstelle Hamburg-Waltershof ist es möglich, Liefergegen-
stände durch zusätzliche Angabe des Anschlusses in den Freihafen zu 
versenden. 4Die Bezeichnungen hierfür lauten  

1. a) Cuxhaven, Anschluss Amerika-Bahnhof Gleise 1 und 2, 

b) Cuxhaven, Anschluss Amerika-Bahnhof Lentzkai Gleise 9 und 10; 

2. Emden, Anschlüsse Nord- und Südkai; 
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3. Hamburg-Waltershof, Anschlüsse Burchardkai, Eurocargo, Euroga-
te, Eurokai City Terminal, Eurokombi,  Conrepair und HCCR 
Köhlbrand. 

5Frachtbriefe oder Frachtbriefdoppel, in denen einer der bezeichneten 
Anschlüsse als Bestimmungsort angegeben ist, können deshalb als 
Ausfuhrnachweis anerkannt werden. 

(4) 1In den Fällen, in denen Gegenstände nach ihrer Ankunft auf einem 
Grenzbahnhof oder einer Güterabfertigungsstelle im Inland weiter in das 
Drittlandsgebiet befördert oder versendet werden, gelten für die Führung 
des Ausfuhrnachweises die allgemeinen Regelungen (vgl. Abschnit-
te 131 bis 133). 2Jedoch ist Folgendes zu beachten: 

1. 1Auf folgenden Grenzbahnhöfen im Inland besteht auch eine Güter-
abfertigungsstelle der Schweizerischen Bundesbahnen (SBB): 

Konstanz, SBB 

und Singen (Hohentwiel), SBB. 
2Werden Liefergegenstände von diesen Gemeinschaftsbahnhöfen zu 
einem Bestimmungsort in der Schweiz versendet und zu diesem 
Zweck an den Güterabfertigungsstellen der SBB aufgegeben, kann 
der Ausfuhrnachweis auch mit Hilfe des Frachtbriefs oder 
Frachtbriefdoppels der SBB geführt werden. 

2. 1Auf dem Grenzbahnhof Waldshut kann die Güterabfertigungsstelle 
der Eisenbahnen des Bundes beim Güterverkehr mit der Schweiz 
die Abfertigungsarbeiten für die SBB erledigen. 2Satz 2 der Num-
mer 1 gilt deshalb für diese Fälle entsprechend. 

P o s t s e n d u n g e n  

(5) Bei Postsendungen kommen als Ausfuhrnachweise in Betracht: 

1. Versendungsbelege, und zwar 

a) 1der Einlieferungsbeleg  für eingeschriebene Briefsendungen 
einschließlich eingeschriebener Päckchen, für Briefe mit Wert-
angabe und  für gewöhnliche Briefe mit Nachnahme sowie der 
Einlieferungsschein für Filialkunden bzw. die Einli eferungs-
liste (Auftrag zur Beförderung Ausland) für Vertrag skunden  
für Postpakete (Wertpakete und gewöhnliche Postpakete). 2Die 
Bescheinigung wird erteilt auf den Einlieferungsbelegen bzw. 
-scheinen , im Einlieferungsbuch, auf Belegen des Absenders, 
die im Aufdruck mit dem Einlieferungsbeleg bzw. -schein, der 
Einlieferungsliste  oder dem  Einlieferungsbuch im Wesent-
lichen übereinstimmen, und – bei gewöhnlichen Postpaketen – 
auch auf vom Absender vorbereiteten Bescheinigungen, 
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b) die Versandbestätigung für gewöhnliche Päckchen auf vom Ab-
sender vorbereiteten Bescheinigungen; 

2. andere Belege, und zwar 

a) 1die von der Ausfuhrzollstelle  mit Dienststempelabdruck und 
von der Postdienststelle mit einem Stempelabdruck (Tages-
stempel oder Stempel mit der Dienststellenbezeichnu ng 
einschließlich Datumsangabe und Unterschrift)  versehene 
und dem Beteiligten zurückgegebene bzw. zurückgesandte  
Ausfuhranmeldung (Exemplar Nr. 3 des Einheitspapiers) oder 
die Ausfuhrkontrollmeldung mit Stempelabdruck (Tagesstem-
pel oder Stempel mit der Dienststellenbezeichnung e in-
schließlich Datumsangabe und Unterschrift)  der Postdienst-
stelle (vgl. §§ 9 und 13 der Außenwirtschaftsverordnung – AWV 
–). 2Der Anmelder ist jedoch von der Vorlage einer schriftlichen 
Ausfuhranmeldung nach Artikel 237 und 238 der ZK-DVO ins-
besondere in folgenden Fällen befreit: 

aa) bei Postsendungen (Briefsendungen und Postpakete), die 
zu kommerziellen Zwecken bestimmte Waren enthalten, bis 
zu einem Wert von 1000 ¼, 

bb) bei nichtausfuhrabgabenpflichtigen Postsendungen (Brief-
sendungen und Postpakete), 

cc) bei Drucksachen im Sinne der postalischen Vorschriften. 

3In diesen Fällen kann deshalb der Ausfuhrnachweis nicht mit 
Hilfe der Ausfuhranmeldung (Exemplar Nr. 3 des Einheitspa-
piers) oder der Ausfuhrkontrollmeldung geführt werden; 

b) 1leicht nachprüfbar innerbetriebliche Versendungsunterlagen in 
Verbindung mit den Aufzeichnungen in der Finanzbuchhaltung. 
2Dieser Nachweis kommt bei der Ausfuhr von Gegenständen in 
gewöhnlichen Briefen, für die eine Ausfuhranmeldung (Exemplar 
Nr. 3 des Einheitspapiers) oder eine Ausfuhrkontrollmeldung 
nicht erforderlich ist, in Betracht. 3Diese Regelung trägt dem 
Umstand Rechnung, dass bei diesen Ausfuhrsendungen der 
Ausfuhrnachweis weder nach Nummer 1 noch nach Nummer 2 
Buchstabe a geführt werden kann. 

K u r i e r d i e n s t e  

(6) 1Grundsätzlich sind an die schriftliche Auftragserte ilung an 
den Unternehmer, der Kurierdienstleistungen erbring t, die gleichen 
Anforderungen zu stellen wie an einen Posteinliefer ungsschein. 
2Ein Unternehmer erbringt eine Kurierdienstleistung,  wenn er 
adressierte Sendungen in einer Weise befördert, das s entweder 
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einzelne nachgewiesene Sendungen im Interesse einer  schnellen 
und zuverlässigen Beförderung auf dem Weg vom Absen der zum 
Empfänger ständig begleitet werden und die Begleitp erson die Mög-
lichkeit hat, jederzeit auf die einzelne Sendung zu zugreifen und die 
erforderlichen Dispositionen zu treffen, oder eine Kontrolle des 
Sendungsverlaufs durch den Einsatz elektronischer K ontroll- und 
Steuerungssysteme jederzeit möglich ist (sog. track ing and tra-
cing). 3Im Einzelnen sollen folgende Angaben vorhanden sein : 

– Name und Anschrift des Ausstellers des Belegs,  

– Name und Anschrift des Absenders,  

– Name und Anschrift des Empfängers,  

– handelsübliche Bezeichnung und Menge der beförderte n Ge-
genstände,  

– Wert der einzelnen beförderten Gegenstände,  

– Tag der Einlieferung der beförderten Gegenstände be im Unter-
nehmer.  

4Aus Vereinfachungsgründen kann bzgl. der Angaben zu r handels-
üblichen Bezeichnung, Menge und Wert der beförderte n Gegen-
stände auf die Rechnung des Auftraggebers durch Ang abe der 
Rechnungsnummer verwiesen werden, wenn auf dieser d ie Num-
mer des Versendungsbelegs angegeben ist. 5Überwacht ein Trans-
portunternehmen den Sendungsverlauf elektronisch, w ird für Zwe-
cke des Ausfuhrnachweises nicht zwischen den Leistu ngen von 
Kurierdiensten und anderen Transportunternehmen (Sp editeu-
re/Frachtführer) unterschieden.  

D r u c k e r z e u g n i s s e  

(7) 1Bücher, Zeitungen, Zeitschriften und sonstige Druckerzeugnisse 
werden vielfach als Sendungen zu ermäßigtem Entgelt oder als Sendun-
gen zu ermäßigtem Entgelt in besonderem Beutel („M“-Beutel) in das 
Drittlandsgebiet versandt. 2Bei diesen Sendungen kann der Ausfuhr-
nachweis nicht durch Versendungsbelege geführt werden. 3Die Ausfuhr 
kann deshalb durch leicht nachprüfbare innerbetriebliche Versendungs-
unterlagen in Verbindung mit den Aufzeichnungen in der Finanzbuchhal-
tung nachgewiesen werden. 4Innerbetriebliche Versendungsunterlagen 
können sein: 

1. bei Lieferungen von Büchern in das Drittlandsgebiet 

a) Auslieferungslisten oder Auslieferungskarteien mit Versandda-
ten, nach Nummern oder alphabetisch geordnet, 
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b) Durchschriften von Rechnungen oder Lieferscheinen, nach 
Nummern oder alphabetisch geordnet, 

c) Postausgangsbücher oder Portobücher; 

2. bei Lieferungen von Zeitungen, Zeitschriften und sonstigen perio-
disch erscheinenden Druckschriften in das Drittlandsgebiet 

a) Fortsetzungskarteien oder Fortsetzungslisten mit Versanddaten 
– in der Regel nur bei geringer Anzahl von Einzellieferungen –, 

b) Fortsetzungskarteien oder Fortsetzungslisten ohne Versandda-
ten – bei Massenversand häufig erscheinender Zeitschriften –, 
und zwar entweder in Verbindung mit Strichvermerken auf den 
Karteikarten oder in Verbindung mit maschinell erstellten Auf-
klebeadressen, 

c) Durchschriften von Rechnungen, nach Nummern oder alphabe-
tisch geordnet, 

d) Postausgangsbücher oder Portobücher – nicht bei Massenver-
sand –. 

5Die bezeichneten Versendungsunterlagen können unter den Vorausset-
zungen des § 146 Abs. 5 und des § 147 Abs. 2 AO auch auf Datenträ-
gern geführt werden. 

(8) 1In den Fällen des Absatzes 7 soll durch Verweisungen zwischen 
den Versendungsunterlagen und der Finanzbuchhaltung der Zusam-
menhang zwischen den jeweiligen Lieferungen und den dazugehörigen 
Entgelten leicht nachprüfbar nachgewiesen werden. 2Dazu dienen in der 
Regel die Nummern oder die Daten der Rechnungen oder der Liefer-
scheine, die auf den Debitorenkonten und auf den Auslieferungslisten, 
Auslieferungskarteien oder sonstigen Versendungsunterlagen zu ver-
merken sind. 3Zulässig ist auch jedes andere System gegenseitiger Hin-
weise, sofern es die leichte Nachprüfbarkeit gewährleistet. 

(9) 1Werden Bücher, Zeitungen und Zeitschriften von einem Vertreter 
des Unternehmers, z.B. von einem sogenannten Auslieferer, gelagert 
und auf Weisung des Unternehmers an Abnehmer im Drittlandsgebiet 
versendet, kann der Unternehmer die Ausfuhr in der Regel durch eine 
Ausfuhrbestätigung seines Lieferers oder des Vertreters, die auf innerbe-
trieblichen Versendungsunterlagen beruhen kann, nachweisen. 2Es be-
stehen keine Bedenken, Ausfuhrbestätigungen des versendenden Ver-
treters auch ohne Angabe des Tages der Versendung als ausreichenden 
Ausfuhrnachweis anzuerkennen, wenn nach der Gesamtheit der beim 
Unternehmer vorliegenden Unterlagen kein ernstlicher Zweifel an der 
Ausfuhr der Gegenstände besteht. 
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A u s f u h r  v o n  K r a f t f a h r z e u g e n  m i t  e i g e n e r  A n t r i e b s -
k r a f t  

(10) Wird ein Kraftfahrzeug an einen ausländischen Abnehmer gelie-
fert und gelangt es mit eigener Antriebskraft in das Drittlandsgebiet, gilt 
Folgendes: 

1. 1Eine Ausfuhr wird grundsätzlich nur angenommen, wenn für das 
Kraftfahrzeug ein internationaler Zulassungsschein ausgestellt und 
ein Ausfuhrkennzeichen ausgegeben worden sind. 2Die Grenzzoll-
stellen erteilen deshalb nur in diesem Falle die Bestätigung der Aus-
fuhr. 3Der Beleg, auf dem die Ausfuhr bestätigt wird, soll den Kraft-
fahrzeughersteller, den Kraftfahrzeugtyp, die Fahrgestellnummer 
und die Art und Nummer des Kennzeichens enthalten. 

2. 1Eine Ausfuhr wird grundsätzlich nicht angenommen, wenn das 
Kraftfahrzeug mit einem anderen Kennzeichen, zum Beispiel mit ei-
nem gewöhnlichen amtlichen Kennzeichen, roten Kennzeichen oder 
ausländischen Kennzeichen, versehen ist. 2Dies gilt nur dann nicht, 
wenn der Unternehmer die endgültige Einfuhr des Kraftfahrzeuges in 
einen Drittstaat durch Belege dieses Staates nachweist, zum Bei-
spiel durch eine Bescheinigung über die Zulassung, die Verzollung 
oder die Einfuhrbesteuerung, und diesen Belegen eine amtliche 
Übersetzung in die deutsche Sprache beigefügt ist. 

(11) 1Wird ein Kraftfahrzeug nicht an einen ausländischen Abnehmer, 
sondern an einen Abnehmer geliefert, der in dem Gebiet der Bundesre-
publik Deutschland ansässig ist, und gelangt das Kraftfahrzeug mit eige-
ner Antriebskraft in das Drittlandsgebiet, kann die Umsatzsteuerbefrei-
ung nur in Betracht kommen, wenn der Unternehmer – aber nicht der 
Abnehmer – das Kraftfahrzeug in das Drittlandsgebiet – außerhalb der in 
§ 1 Abs. 3 UStG bezeichneten Gebiete – verbringt. 2Für den Nachweis 
der Ausfuhr ist es erforderlich, dass der Unternehmer die endgültige 
Einfuhr in einen Drittstaat durch Belege dieses Staates nachweist (siehe 
Absatz 10 Nr. 2). 3Diese Regelung gilt unabhängig von der Art des ver-
wendeten Kennzeichens. 

(12) 1Amtliche Stellen der Bundesrepublik Deutschland im Bestim-
mungsland dürfen keine Ausfuhrbestätigungen für Kraftfahrzeuge ertei-
len. 2Wegen der Voraussetzungen für die Steuerbefreiung im Übrigen 
vgl. BMF-Schreiben vom 22. 12. 1980 – BStBl 1981 I S. 25 – und vom 
8. 5. 1989 – BStBl I S. 188 . 

136. Buchmäßiger Nachweis 

(1) 1Der buchmäßige Nachweis ist – ebenso wie der Ausfuhrnachweis 
(vgl. Abschnitt 131 Abs. 1) – eine materiell-rechtliche Voraussetzung für 

135 – 136 
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die Steuerbefreiung (BFH-Urteil vom 28. 2. 1980 – BStBl II S. 415). 2Ist 
er nicht geführt, kann die Steuerbefreiung auch bei zweifelsfreier Erfül-
lung aller übrigen Voraussetzungen nicht gewährt werden. 

(2) 1Der buchmäßige Nachweis muss grundsätzlich im Geltungsbe-
reich der UStDV geführt werden. 2Steuerlich zuverlässigen Unterneh-
mern kann jedoch gestattet werden, die Aufzeichnungen über den 
buchmäßigen Nachweis im Ausland vorzunehmen und dort aufzubewah-
ren. 3Voraussetzung ist hierfür, dass andernfalls der buchmäßige Nach-
weis in unverhältnismäßiger Weise erschwert würde und dass die erfor-
derlichen Unterlagen den deutschen Finanzbehörden jederzeit auf Ver-
langen im Geltungsbereich der UStDV vorgelegt werden. 4Der 
Bewilligungsbescheid ist unter einer entsprechenden Auflage und unter 
dem Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs zu erteilen. 

(3) 1Aus dem Grundsatz, dass die buchmäßig nachzuweisenden Vo-
raussetzungen eindeutig und leicht nachprüfbar aus der Buchführung zu 
ersehen sein müssen (§ 13 Abs. 1 UStDV), ergibt sich, dass die erforder-
lichen Aufzeichnungen laufend und unmittelbar nach Ausführung des 
jeweiligen Umsatzes vorgenommen werden müssen. 2Der buchmäßige 
Nachweis darf lediglich um den gegebenenfalls später eingegangenen 
Ausfuhrnachweis (vgl. Abschnitt 131 Abs. 3) vervollständigt werden 
(BFH-Urteil vom 28. 2. 1980 – BStBl II S. 415). 

(4) 1Der Inhalt und der Umfang des buchmäßigen Nachweises sind in 
Form von Sollvorschriften geregelt (§ 13 Abs. 2 bis 6 UStDV). 2Der Un-
ternehmer kann den Nachweis auch in anderer Weise führen. 3Er muss 
jedoch in jedem Fall die Grundsätze des § 13 Abs. 1 UStDV beachten. 

(5) 1Bei der Aufzeichnung der Menge und der handelsüblichen Be-
zeichnung des Gegenstandes der Lieferung sind Sammelbezeichnun-
gen, z.B. Lebensmittel oder Textilien, in der Regel nicht ausreichend (vgl. 
Abschnitt 185 Abs. 1). 2Aus der Aufzeichnung der Art und des Umfangs 
einer etwaigen Bearbeitung oder Verarbeitung vor der Ausfuhr (vgl. Ab-
schnitt 128 Abs. 5) sollen auch der Name und die Anschrift des mit der 
Bearbeitung oder Verarbeitung Beauftragten, die Bezeichnung des 
betreffenden Auftrags sowie die Menge und handelsübliche Bezeichnung 
des ausgeführten Gegenstandes hervorgehen. 3Als Grundlage dieser 
Aufzeichnungen können die Belege dienen, die der Unternehmer über 
die Bearbeitung oder Verarbeitung erhalten hat (vgl. Abschnitt 134). 

(6) 1Befördert oder versendet der Unternehmer oder der Abnehmer 
den Gegenstand der Lieferung in die in § 1 Abs. 3 UStG bezeichneten 
Gebiete, soll sich aus der Angabe des Berufs oder des Gewerbezweigs 
des Abnehmers dessen Unternehmereigenschaft sowie aus der Angabe 
des Erwerbszwecks des Abnehmers dessen Absicht, den Gegenstand 
für sein Unternehmen zu verwenden, ergeben. 2Bei Lieferungen, deren 
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Gegenstände nach Art und/oder Menge nur zur Verwendung in dem 
Unternehmen des Abnehmers bestimmt sein können, genügt neben der 
Aufzeichnung des Berufs oder Gewerbezweigs des Abnehmers die An-
gabe der Art und Menge der gelieferten Gegenstände. 3In Zweifelsfällen 
kann der Erwerbszweck durch eine Bestätigung des Abnehmers nach-
gewiesen werden. 4Bei Lieferungen an juristische Personen des öffent-
lichen Rechts ist davon auszugehen, dass die Lieferungen für deren 
hoheitlichen und nicht für deren unternehmerischen Bereich ausgeführt 
worden sind, sofern nicht der Unternehmer anhand von Aufzeichnungen 
und Belegen, z.B. durch eine Bescheinigung des Abnehmers, das Ge-
genteil nachweist. 5Wenn der Abnehmer kein Unternehmer ist, soll sich 
aus den Aufzeichnungen der Bestimmungsort im übrigen Drittlandsgebiet 
ergeben. 

(7) Bei den in § 6 Abs. 3 UStG bezeichneten Lieferungen von Gegen-
ständen, die zur Ausrüstung oder Versorgung eines Beförderungsmittels 
bestimmt sind (vgl. Abschnitt 130), soll der Unternehmer zusätzlich zu 
den in § 13 Abs. 2 UStDV bezeichneten Angaben Folgendes aufzeich-
nen (§ 13 Abs. 5 UStDV): 

1. den Gewerbezweig oder Beruf des ausländischen Abnehmers zum 
Nachweis der Unternehmereigenschaft des Abnehmers und 

2. 1den Zweck, dem das ausgerüstete oder versorgte Beförderungsmit-
tel dient, zum Nachweis des unternehmerischen Verwendungs-
zwecks. 2Es genügt die Angabe der Art des Beförderungsmittels, 
wenn es seiner Art nach nur unternehmerischen Zwecken dienen 
kann, z.B. Lastkraftwagen, Reiseomnibus, Frachtschiff. 3Bei anderen 
Beförderungsmitteln, z.B. Personenkraftwagen, Krafträdern, Sport- 
und Vergnügungsbooten oder Sportflugzeugen, ist davon auszuge-
hen, dass sie nichtunternehmerischen Zwecken dienen, es sei denn, 
dass nach der Gesamtheit der bei dem Unternehmer befindlichen 
Unterlagen kein ernstlicher Zweifel daran besteht, dass das Beförde-
rungsmittel den Zwecken des Unternehmens des Abnehmers dient. 
4Eine Bescheinigung des Abnehmers über den Verwendungszweck 
des Beförderungsmittels reicht wegen der fehlenden Nachprüfungs-
möglichkeit in der Regel nicht aus. 

(8) Zum Buchnachweis beim nichtkommerziellen Reiseverkehr vgl. 
Abschnitt 137 Abs. 11. 
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137. Ausfuhrlieferungen im nichtkommerziellen Reise verkehr 

A l l g e m e i n e s  

(1) 1Bei den Ausfuhrlieferungen im nichtkommerziellen Reiseverkehr 
(§ 6 Abs. 3a UStG) handelt es sich um Fälle, in denen der Abnehmer 
Waren zu nichtunternehmerischen Zwecken erwirbt und im persönlichen 
Reisegepäck in das Drittlandsgebiet verbringt. 2Zum „persönlichen Rei-
segepäck“ gehören diejenigen Gegenstände, die der Abnehmer bei ei-
nem Grenzübertritt mit sich führt, z.B. das Handgepäck oder die in einem 
von ihm benutzten Fahrzeug befindlichen Gegenstände, sowie das an-
lässlich einer Reise aufgegebene Handgepäck. 3Als Reise sind auch 
Einkaufsfahrten und der Berufsverkehr anzusehen. 4Ein Fahrzeug, seine 
Bestandteile und sein Zubehör sind kein persönliches Reisegepäck. 

A u s f u h r n a c h w e i s  

(2) 1Die Verbringung des Liefergegenstandes in das Drittlandsgebiet 
soll grundsätzlich durch eine Ausfuhrbestätigung der den Ausgang des 
Gegenstandes aus dem Gemeinschaftsgebiet überwachenden Grenz-
zollstelle eines EU-Mitgliedstaates (Ausgangszollstelle) nachgewiesen 
werden (§ 9 Abs. 1 UStDV, Abschnitt 132 Abs. 3). 2Die Ausfuhrbestäti-
gung erfolgt durch einen Sichtvermerk der Ausgangszollstelle der Ge-
meinschaft auf der vorgelegten Rechnung oder dem vorgelegten Aus-
fuhrbeleg. 3Unter Sichtvermerk ist der Dienststempelabdruck der Aus-
gangszollstelle mit Namen der Zollstelle und Datum zu verstehen.  

(3) 1Als ausreichender Ausfuhrnachweis ist grundsätzlich ein Beleg 
(Rechnung oder ein entsprechender Beleg) anzuerkennen, der mit einem 
gültigen Stempelabdruck der Ausgangszollstelle versehen ist. 2Das gilt 
auch dann, wenn außer dem Stempelabdruck keine weiteren Angaben, 
z.B. Datum und Unterschrift, gemacht wurden oder wenn auf besonderen 
Ausfuhrbelegen die vordruckmäßig vorgesehenen Ankreuzungen fehlen. 
3Entscheidend ist, dass sich aus dem Beleg die Abfertigung des Liefer-
gegenstandes zur Ausfuhr durch die Ausgangszollstelle erkennen lässt.  

(4) 1Der Ausfuhrbeleg (Rechnung oder entsprechender Beleg) soll u.a. 
auch die handelsübliche Bezeichnung und die Menge des ausgeführten 
Gegenstands enthalten. 2Handelsüblich ist dabei jede im Geschäftsver-
kehr für einen Gegenstand allgemein verwendete Bezeichnung, z.B. 
auch Markenbezeichnungen. 3Handelsübliche Sammelbezeichnungen, 
z.B. Baubeschläge, Büromöbel, Kurzwaren, Spirituosen, Tabakwaren, 
Waschmittel, sind ausreichend. 4Dagegen reichen Bezeichnungen allge-
meiner Art, die Gruppen verschiedener Gegenstände umfassen, z.B. 
Geschenkartikel, nicht aus (vgl. Abschnitt 185 Abs. 1). 5Die im Ausfuhr-
beleg verwendete handelsübliche Bezeichnung von Gegenständen ist 
nicht zu beanstanden, wenn die Ausgangszollstelle anhand der Angaben 
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im Ausfuhrbeleg die Ausfuhr dieser Gegenstände bestätigt. 6Damit ist 
ausreichend belegt, dass die Gegenstände im Ausfuhrbeleg so konkret 
bezeichnet worden sind, dass die Ausgangszollstelle in der Lage war, die 
Abfertigung dieser Gegenstände zur Ausfuhr zu bestätigen. 

N a c h w e i s  d e r  A u s f u h r f r i s t  

(5) 1Der Unternehmer hat die Einhaltung der Ausfuhrfrist (§ 6 Abs. 3a 
Nr. 2 UStG) durch Angabe des Tages der Ausfuhr im Ausfuhrbeleg 
nachzuweisen. 2Fehlt auf dem Ausfuhrbeleg die Angabe des Ausfuhrtags 
(z.B. in den Fällen des Absatzes 2), muss der Unternehmer den Tag der 
Ausfuhr durch andere überprüfbare Unterlagen nachweisen. 

A b n e h m e r n a c h w e i s  

(6) 1Außer der Ausfuhr der Gegenstände hat der Unternehmer durch 
einen Beleg nachzuweisen, dass der Abnehmer im Zeitpunkt der Liefe-
rung seinen Wohnort im Drittlandsgebiet hatte. 2Wohnort ist der Ort, an 
dem der Abnehmer für längere Zeit seine Wohnung hat und der als der 
örtliche Mittelpunkt seines Lebens anzusehen ist. 3Als Wohnort in diesem 
Sinne gilt der Ort, der im Reisepass oder in einem anderen in der Bun-
desrepublik Deutschland anerkannten Grenzübertrittspapier (insbeson-
dere Personalausweis) eingetragen ist. 4Der Unternehmer kann sich 
hiervon durch Einsichtnahme in das vom Abnehmer vorgelegte Grenz-
übertrittspapier überzeugen. 5Aus dem Ausfuhrbeleg (Rechnung oder 
entsprechender Beleg) müssen sich daher der Name und die Anschrift 
des Abnehmers ergeben (Land, Wohnort, Straße und Hausnummer). 6Ist 
die Angabe der vollständigen Anschrift des Abnehmers zum Beispiel auf 
Grund von Sprachproblemen nicht möglich, genügt neben dem Namen 
des Abnehmers die Angabe des Landes, in dem der Abnehmer wohnt, 
und die Angabe der Nummer des Reisepasses oder eines anderen aner-
kannten Grenzübertrittspapiers. 

(7) 1Im Ausfuhrbeleg bestätigt die Ausgangszollstelle außer der Aus-
fuhr, dass die Angaben zum Namen und zur Anschrift des Abnehmers 
mit den Eintragungen in dem vorgelegten Grenzübertrittspapier desjeni-
gen übereinstimmen, der den Gegenstand in seinem Reisegepäck in das 
Drittlandsgebiet verbringt (§ 17 UStDV). 2Ist aus dem ausländischen 
Grenzübertrittspapier nicht die volle Anschrift, sondern nur das Land und 
der Wohnort oder nur das Land ersichtlich, erteilen die Ausgangszollstel-
len auch in diesen Fällen die Abnehmerbestätigung. 3Derartige Abneh-
merbestätigungen sind als ausreichender Belegnachweis anzuerkennen. 
4Absatz 3 Satz 2 ist für Abnehmerbestätigungen entsp rechend an-
zuwenden.  
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(8) 1Die Abnehmerbestätigung wird von den deutschen Grenzzollstel-
len in folgenden Fällen trotz Vorlage eines gültigen Grenzübertrittspa-
piers des Ausführers nicht erteilt: 

1. Die Angaben über den ausländischen Abnehmer in dem vorgelegten 
Beleg stimmen nicht mit den Eintragungen in dem vorgelegten Pass 
oder sonstigen Grenzübertrittspapier des Ausführers überein. 

2. 1Der Ausführer weist einen in einem Drittland ausgestellten Pass vor, 
in dem eine Aufenthaltserlaubnis für einen drei Monate übersteigen-
den Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland oder in einem an-
deren EU-Mitgliedstaat eingetragen ist, wenn diese Erlaubnis noch 
nicht abgelaufen ist oder nach ihrem Ablauf noch kein Monat ver-
gangen ist. 2Entsprechendes gilt bei der Eintragung: „Aussetzung der 
Abschiebung (Duldung)“. 3Die Abnehmerbestätigung wird jedoch 
nicht versagt, wenn der Ausführer nur eine Aufenthaltserlaubnis in 
der Form des Sichtvermerks (Visum) einer Auslandsvertretung der 
Bundesrepublik Deutschland oder eines anderen Mitgliedstaates 
besitzt, die zu mehrmaligen Einreisen in die Gemeinschaft,  dabei 
jedoch nur zu einem Aufenthalt von bis zu maximal d rei Mona-
ten pro Halbjahr berechtigt (sog. Geschäftsvisum). 4Die Gültig-
keit solcher Geschäftsvisa kann bis zu fünf Jahre b etragen.  

3. Der Ausführer weist einen ausländischen Personalausweis vor, der 
in einem Drittland ausgestellt worden ist, dessen Staatsangehörige 
nur unter Vorlage eines Passes und nicht lediglich unter Vorlage ei-
nes Personalausweises in die Bundesrepublik Deutschland einreisen 
dürfen. 

4. 1Der Ausführer weist einen deutschen oder einen in einem anderen 
EU-Mitgliedstaat ausgestellten Personalausweis vor. 2Bei Vorlage 
des deutschen Personalausweises wird die Abnehmerbestätigung 
jedoch in den Fällen erteilt, in denen der Inhaber des Ausweises ein 
Bewohner Helgolands oder der Gemeinde Büsingen ist. 

5. 1Der Ausführer weist einen deutschen oder einen in einem anderen 
EU-Mitgliedstaat ausgestellten Pass vor, ohne seinen im Drittland 
befindlichen Wohnort durch Eintragung in den Pass oder durch eine 
besondere Bescheinigung nachweisen zu können. 2Bei Vorlage ei-
nes deutschen Passes wird die Abnehmerbestätigung jedoch in den 
Fällen erteilt, in denen der Inhaber des Passes ein Bewohner Helgo-
lands oder der Gemeinde Büsingen ist. 

6. Der Ausführer ist erkennbar ein Mitglied einer nicht in einem Dritt-
land, sondern in der Bundesrepublik Deutschland oder in einem an-
deren EU-Mitgliedstaat stationierten Truppe, eines in diesen Gebie-
ten befindlichen Gefolges oder deren Angehöriger. 
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7. 1Der Ausführer legt einen vom Auswärtigen Amt ausgestellten amt-
lichen Pass (Diplomaten-, Ministerial- oder Dienstpass) vor. 2Bei 
Diplomaten- und Dienstpässen mit eingetragenem Dien stort in 
einem Drittland kann die Abnehmerbescheinigung erte ilt wer-
den, wenn der Ausführer nachweist, dass er die Ausl andsmis-
sion bereits in der Vergangenheit angetreten hat (E inreisestem-
pel des Drittstaates, Reisepass mit entsprechendem Wohnort-
eintrag oder durch eine besondere Bescheinigung).  

2In diesen Fällen kann mit Hilfe des Grenzübertrittspapiers nicht der 
Nachweis erbracht werden, dass der Wohnort des Abnehmers in einem 
Drittland liegt. 3Die deutsche Grenzzollstelle bestätigt dann lediglich die 
Ausfuhr des Gegenstandes der Lieferung. 4Ferner vermerkt sie auf dem 
Ausfuhrbeleg den Grund dafür, warum sie die Richtigkeit des Namens 
und der Anschrift des ausländischen Abnehmers nicht bestätigen kann. 

(9) 1Ist der Abnehmernachweis durch eine Bestätigung der Grenzzoll-
stelle nicht möglich oder nicht zumutbar, bestehen keine Bedenken, auch 
eine entsprechende Bestätigung einer amtlichen Stelle der Bundesre-
publik Deutschland im Wohnsitzstaat des Abnehmers, z.B. einer diplo-
matischen oder konsularischen Vertretung der Bundesrepublik Deutsch-
land oder einer im Drittlandsgebiet stationierten Truppeneinheit der Bun-
deswehr, als ausreichend anzuerkennen. 2Aus dieser Bestätigung muss 
hervorgehen, dass die Angaben über den ausländischen Abnehmer – 
Name und Anschrift – im Zeitpunkt der Lieferung zutreffend waren. 3Eine 
Ersatzbestätigung einer Zollstelle im Drittlandsgebiet kommt dagegen 
nicht in Betracht. 

A u s f u h r -  u n d  A b n e h m e r b e s c h e i n i g u n g  

(10) 1Für den Ausfuhrbeleg im Sinne des § 17 UStDV soll ein Vordruck 
nach vorgeschriebenem Muster verwendet werden. 2Es bestehen keine 
Bedenken, wenn die in den Abschnitten B und C des Musters enthalte-
nen Angaben nicht auf einem besonderen Vordruck, sondern, z.B. durch 
Stempelaufdruck, auf einer Rechnung angebracht werden, sofern aus 
dieser Rechnung der Lieferer, der ausländische Abnehmer und der Ge-
genstand der Lieferung ersichtlich sind. 

B u c h n a c h w e i s  

(11) 1Neben dem belegmäßigen Ausfuhr- und Abnehmernachweis 
müssen sich die Voraussetzungen der Steuerbefreiung auch eindeutig 
und leicht nachprüfbar aus der Buchführung ergeben (§ 13 UStDV). 
2Grundlage des buchmäßigen Nachweises ist grundsätzlich der Beleg 
mit der Ausfuhr- und Abnehmerbestätigung der Ausgangszollstelle. 3Hat 
die Ausgangszollstelle die Ausfuhr der Gegenstände sowie die Angaben 
zum Abnehmer in dem vorgelegten Beleg bestätigt, sind die in dem Be-
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leg enthaltenen Angaben (z.B. hinsichtlich der handelsüblichen Bezeich-
nung der Gegenstände und der Anschrift des Abnehmers) insoweit auch 
als ausreichender Buchnachweis anzuerkennen. 4Dies gilt auch dann, 
wenn zum Beispiel bei Sprachproblemen anstelle der vollständigen An-
schrift lediglich das Land und die Passnummer aufgezeichnet werden. 

138. bis 140. (unbesetzt) 

140a. Gesonderter Steuerausweis bei Ausfuhrlieferun gen 

Zu den Folgen eines gesonderten Steuerausweises bei Ausfuhrlieferun-
gen vgl. Abschnitt 190c Abs. 6. 
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